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Rechtsausschuss 
 
 
75. Sitzung (öffentlich) 

12. Mai 2021 

Düsseldorf – Haus des Landtags 

13:35 Uhr bis 15:32 Uhr 

 

Vorsitz:  Dr. Werner Pfeil (FDP) 

Protokoll: Sitzungsdokumentarischer Dienst 

 

 

Verhandlungspunkte und Ergebnisse: 

1 Gespräch mit der Präsidentin des Verfassungsgerichtshofs für das 
Land Nordrhein-Westfalen Dr. Ricarda Brandts 7 

Bericht der Präsidentin des VerfGH NRW 

2 Dringliche Frage gemäß § 59 GO LT NRW (beantragt von Sonja Bongers 
[SPD] [s. Anlage 1]) 16 

In Verbindung mit: 

 Dringliche Frage gemäß § 59 GO LT NRW (beantragt von Sven Wolf 
[SPD] [s. Anlage 2]) 

3 Aktuelle Viertelstunde gemäß § 60 GO LT NRW (beantragt von der 
Fraktion der SPD [s. Anlage 3]) 22 
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4 Gesetz zur Änderung des Landeswahlgesetzes in Nordrhein-West-

falen – Einführung einer paritätischen Aufstellung der Wahllisten mit 
Frauen und Männern 26 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der SPD und 

der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Drucksache 17/7753 

Ausschussprotokoll 17/1336 

Stellungnahmen 

17/2151, 17/2295, 17/2317, 
17/2324, 17/2353, 17/2358, 
17/2360, 17/2365, 17/3093, 
17/3552, 17/3599, 17/3646, 
17/3670, 17/3674, 17/3676, 
17/3681, 17/3682, 17/3700 

– Abstimmung gemäß Vereinbarung der Fraktionen (Votum) 

– Wortbeiträge 

Gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN sowie mit den Stimmen der Fraktionen von 
CDU, FDP und AfD empfiehlt der Ausschuss dem federfüh-
renden Hauptausschuss, den Gesetzentwurf abzulehnen. 

5 Illegale Waffen verbieten – Die freiwillige Abgabe von Waffen muss 
straffrei bleiben 29 

Antrag 

der Fraktion der AfD 

Drucksache 17/8772 

Stellungnahme 17/3777 

Stellungnahme 17/3790 

– Abstimmung gemäß Vereinbarung der Fraktionen 

– Wortbeiträge 

Gegen die Stimmen der AfD-Fraktion sowie mit den Stimmen 
der Fraktionen von CDU, SPD, FDP und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN lehnt der Ausschuss den Antrag ab. 

  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 3 - APr 17/1425 

Rechtsausschuss 12.05.2021 
75. Sitzung (öffentlich)  
 
 
6 NRW braucht einen Masterplan gegen Rechtsextremismus 31 

Antrag 

der Fraktion der SPD 

Drucksache 17/8778 

Ausschussprotokoll 17/1147 

Stellungnahmen 

17/2987, 17/3004, 17/3007, 
17/3025, 17/3037, 17/3038, 
17/3034, 17/3044, 17/3050, 
17/3053, 17/3054, 17/3055, 
17/3056, 17/3058, 17/3059, 
17/3060, 17/3061, 17/3062, 
17/3063, 17/3068, 17/3069, 
17/3070, 17/3072, 17/3073, 
17/3076, 17/3083 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss verständigt sich darauf, die abschließende 
Beratung über den Antrag zurückzustellen. 

7 Gesetz zur Änderung des Landespersonalvertretungsgesetzes und 
des Landesrichter- und Staatsanwältegesetzes 32 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 

Drucksache 17/13427 

– Wortbeiträge 

Der Ausschuss sieht von der Mitberatung über den Gesetz-
entwurf ab. 

8 Ermittlungsverfahren und Verurteilungen wegen Verstoßes gegen das 
Infektionsschutzgesetz (Bericht beantragt von der Fraktion der SPD 
[s. Anlage 4]) 33 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/5144 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss nimmt den Bericht der Landesregierung ohne 
Aussprache zur Kenntnis. 
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9 Corona in der Justiz (Bericht beantragt von der Fraktion der SPD 

[s. Anlage 4]) 34 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/5145 

– Wortbeiträge 

Der Ausschuss nimmt den Bericht der Landesregierung zur 
Kenntnis. 

10 Wiederaufnahme der Vollstreckung von Ersatzfreiheitsstrafen und 
kurzen Freiheitsstrafen, die aus Anlass der Corona-Pandemie unter-
brochen wurden 38 

– keine Wortbeiträge 

Im Hinblick auf die fortgeschrittene Zeit stellt der Ausschuss 
die Behandlung des Berichts der Landesregierung zurück. 

11 Belastung der Sozialgerichtsbarkeit und Verfahrensdauer (Bericht 
beantragt von der Fraktion der SPD [s. Anlage 4]) 39 

In Verbindung mit: 

 Welche Strategie verfolgt die Landesregierung zum Umgang mit der 
Geschäftsbelastung der Verwaltungs- und Sozialgerichtsbarkeit in 
NRW? (Bericht beantragt von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
[s. Anlage 5]) 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/5146 

– keine Wortbeiträge 

Im Hinblick auf die fortgeschrittene Zeit stellt der Ausschuss 
die Behandlung des Berichts der Landesregierung zurück. 
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12 Übergriffe auf Beschäftigte in der Justiz (Bericht beantragt von der Fraktion 

der SPD [s. Anlage 4]) 40 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/5147 

– keine Wortbeiträge 

Im Hinblick auf die fortgeschrittene Zeit stellt der Ausschuss 
die Behandlung des Berichts der Landesregierung zurück. 

13 Überstunden in der Justiz (Bericht beantragt von der Fraktion der SPD 
[s. Anlage 4]) 41 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/5148 

– keine Wortbeiträge 

Im Hinblick auf die fortgeschrittene Zeit stellt der Ausschuss 
die Behandlung des Berichts der Landesregierung zurück. 

14 Durchfallquoten und Ergebnisse in den juristischen Staatsexamina 
(Bericht beantragt von der Fraktion der SPD [s. Anlage 4]) 42 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/5149 

– keine Wortbeiträge 

Im Hinblick auf die fortgeschrittene Zeit stellt der Ausschuss 
die Behandlung des Berichts der Landesregierung zurück. 

15 Verschiedenes (Terminplan s. Anlage 6) 43 

Der Ausschuss beschließt den vorliegenden Terminplan für 
die weiteren Sitzungen bis zum Ende des Jahres 2021. 

* * * 
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7 Gesetz zur Änderung des Landespersonalvertretungsgesetzes und des 

Landesrichter- und Staatsanwältegesetzes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/13427 

Vorsitzender Dr. Werner Pfeil teilt mit, dass der federführende Innenausschuss über 
den Gesetzentwurf bereits abschließend beraten habe und daher die Abgabe eines 
Votums durch den Rechtsausschuss entbehrlich sei.  

Der Ausschuss sieht von der Mitberatung über den Gesetz-
entwurf ab. 
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